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Hauptsatzung des Amtes Eiderkanal 

(Kreis Rendsburg-Eckernförde) 

 

Aufgrund des § 24 a der Amtsordnung für Schleswig-Holstein in Verbindung mit § 4 der 
Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein, jeweils in der derzeit geltenden Fassung, 
wird nach Beschluss des Amtsausschusses des Amtes Eiderkanal vom 19.05.2026 
und mit Genehmigung des Landrats des Kreises Rendsburg-Eckernförde folgende 
Hauptsatzung des Amtes Eiderkanal erlassen: 

 

§ 1 Amtssitz, Siegel 
(zu beachten: § 1 Abs. 2 und 4 AO) 

 

(1) Die Verwaltung des Amtes Eiderkanal hat ihren Sitz in Osterrönfeld, Kreis Rends-
burg-Eckernförde. 

 
(2) Das Amt führt das kleine Landessiegel mit der Inschrift „Amt Eiderkanal“. 

§ 2 
Amtsausschuss 

(zu beachten: § 10 Abs. 1, § 9 Abs. 4 AO) 
 

(1) Der Amtsausschuss soll mindestens einmal im Vierteljahr einberufen werden. 
 

(2) Der Amtsausschuss trifft alle für das Amt wichtigen Entscheidungen und über-
wacht ihre Durchführung, soweit er diese nicht auf die Amtsdirektorin oder den 
Amtsdirektor, den Hauptausschuss oder andere ständige Ausschüsse über-
tragen hat. 
 

(3) Jedes Mitglied des Amtsausschusses hat eine Stellvertreterin oder einen Stell-
vertreter. Die Stellvertretenden vertreten die Mitglieder des Amtsausschusses im 
Verhinderungsfall. 
 

(4) Der Amtsausschuss trifft auf Vorschlag der Amtsdirektorin oder des Amts-
direktors die Personalentscheidungen für Inhaberinnen oder Inhaber von Stellen, 
die der Amtsdirektorin oder dem Amtsdirektor unmittelbar unterstellt sind und 
Leitungsaufgaben erfüllen. 
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§ 3 
Sitzungen in Fällen höherer Gewalt 

(zu beachten: § 24 a AO i. V. m § 35a GO) 
 

Bei Naturkatastrophen, aus Gründen des Infektionsschutzes oder vergleichbaren Not-
situationen können Sitzungen des Amtsausschusses oder der Ausschüsse als Video-
konferenz durchgeführt werden. 

 

§ 4 
Verwaltung 

(zu beachten: §§ 1, 7, 15a, 23 AO, § 19a GkZ) 
 

(1) Das Amt Eiderkanal unterhält an seinem Sitz eine eigene Verwaltung. 
 

(2) Die Verwaltung wird von einer hauptamtlichen Amtsdirektorin oder einem haupt-
amtlichen Amtsdirektor geführt. 

 

§ 5 
Amtsvorsteherin, Amtsvorsteher, Stellvertretende 

(zu beachten: §§ 11, 12, 24 a AO, § 10 GO) 
 

(1) Die Amtsvorsteherin oder der Amtsvorsteher vertritt die Belange des Amts-
ausschusses gegenüber der Amtsdirektorin oder dem Amtsdirektor als ver-
waltungsleitendes Organ des Amtes. Sie oder er führt den Vorsitz im Amts-
ausschuss und vertritt den Amtsausschuss in gerichtlichen Verfahren. 
 

(2) Die Amtsvorsteherin oder der Amtsvorsteher wird im Falle ihrer oder seiner Ver-
hinderung von ihrer oder seiner ersten Stellvertreterin oder ihrem oder seinem 
ersten Stellvertreter, ist auch diese oder dieser verhindert, von ihrer oder seiner 
zweiten Stellvertreterin oder ihrem oder seinem zweiten Stellvertreter vertreten. 
Die Stellvertretenden können nicht gleichzeitig Stellvertreter der Amtsdirektorin 
oder des Amtsdirektors sein. 
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§ 6 
Amtsdirektorin, Amtsdirektor 

(zu beachten: § 10 Abs. 1, § 12, § 15b AO, §§ 10, 16 a, 34 GO) 
 

(1) Die Amtsdirektorin oder der Amtsdirektor wird für die Dauer von sechs Jahren 
gewählt. 

 
(2) Außer den ihr oder ihm gesetzlich übertragenen Aufgaben obliegen der Amts-

direktorin oder dem Amtsdirektor die Entscheidungen, die nicht nach § 10 AO 
dem Amtsausschuss vorbehalten sind. Ausgenommen von der Übertragung ist 
die Entscheidung über die Befangenheit von Mitgliedern des Amtsausschusses. 
 

(3) Der Amtsdirektorin oder dem Amtsdirektor obliegen die gesetzlich übertragenen 
Aufgaben. Sie oder er entscheidet ferner über 
 

1. Stundungen bis zu 10.000 EUR, 
 

2. den Verzicht auf Ansprüche des Amtes und die Niederschlagung solcher 
Ansprüche, soweit ein Betrag von 500 EUR nicht überschritten wird, 
 

3. die Führung von Rechtsstreiten und den Abschluss von Vergleichen, so-
weit ein Betrag von 5.000 EUR nicht überschritten wird, 
 

4. die Übernahme von Bürgschaften, den Abschluss von Gewährverträgen 
und die Bestellung anderer Sicherheiten für Dritte sowie Rechts-
geschäfte, die dem wirtschaftlich gleichkommen, soweit ein Betrag von 
5.000 EUR nicht überschritten wird, 
 

5. den Erwerb von Vermögensgegenständen und den Abschluss von 
Leasingverträgen, soweit der Wert des Vermögensgegenstandes oder 
die Gesamtbelastung aus dem Leasingvertrag einen Betrag von 10.000 
EUR nicht übersteigt, 
 

6. die Veräußerung und Belastung von Amtsvermögen, soweit der Wert des 
Vermögensgegenstandes oder die Belastung einen Wert von 
10.000 EUR nicht übersteigt, 
 

7. die Annahme und Vermittlung von Spenden, Schenkungen und ähn-
lichen Zuwendungen bis zu einem Wert von 500 EUR, 
 

8. die Annahme von Erbschaften bis zu 5.000 EUR, 
 

9. die Anmietung und Anpachtung sowie die Vermietung und Verpachtung 
von Grundstücken und Gebäuden, soweit der monatliche Mietzins 2.000 
EUR nicht übersteigt, 
 

10. Dienstleistungsaufträge im Rahmen der zur Verfügung gestellten Haus-
haltsmittel und der gesetzlichen Vergabebestimmungen, 
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11. die Vergabe von Architekten- und Ingenieurleistungen sowie Gutachten 

bis zu einem Wert von 20.000 EUR, 
 

(4) Die Amtsdirektorin oder der Amtsdirektor entscheidet über die Einstellung der 
Beschäftigten des Amtes (§ 2 Absatz 4 bleibt unberührt). 
 

(5) Die Amtsdirektorin oder der Amtsdirektor berät die ehrenamtlichen Bürger-
meisterinnen und Bürgermeister der amtsangehörigen Gemeinden. Ziel der Be-
ratung ist es, die rechtmäßige, zweckmäßige und wirtschaftliche Wahrnehmung 
der Verwaltung sowie das Wohl der Einwohnerinnen und Einwohner sicher-
zustellen. Zu der Beratung gehören insbesondere Fragen der Anwendung 
des  43 GO. Über die Form (mündlich bzw. schriftlich), Zeitpunkt und Ort der 
Beratung (in der Gemeinde, in der Amtsverwaltung oder an einem anderen Ort) 
entscheidet die Amtsdirektorin oder der Amtsdirektor nach pflichtgemäßem 
Ermessen und möglichst in Abstimmung mit den ehrenamtlichen 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern. In geeigneten Fällen kann die 
Amtsdirektorin oder der Amtsdirektor auch eine Mitarbeiterin oder einen 
Mitarbeiter des Amtes mit der Beratung beauftragen. 
 

(6) Der Amtsausschuss wählt aus seiner Mitte für die Dauer der allgemeinen Wahl-
zeit der Gemeindevertretungen zwei Stellvertretende der Amtsdirektorin oder des 
Amtsdirektors. 
 

(7) Die Amtsdirektorin / Der Amtsdirektor ist oberste Dienstbehörde und Dienst-
vorgesetzte oder Dienstvorgesetzter der Beschäftigten des Amtes. Sie oder er 
erhält eine Aufwandsentschädigung in Höhe des Höchstsatzes der Kommunal-
besoldungsverordnung.  

 

§ 7 
Vertretung des Amtes bei öffentlichen Anlässen (Repräsentation) 

(zu beachten: § 24 a AO, § 10 GO) 
 

Bei öffentlichen Anlässen wird das Amt durch die Amtsvorsteherin oder den Amts-
vorsteher und durch die Amtsdirektorin oder den Amtsdirektor vertreten, die ihr Auf-
treten für das Amt im Einzelfall miteinander abstimmen.  
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§ 8 
Gleichstellungsbeauftragte 

(zu beachten: § 22 a AO) 
 

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte ist ehrenamtlich tätig. 
 

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte trägt zur Verwirklichung der Gleichberechtigung 
von Frauen und Männern im Amt Eiderkanal bei. Sie ist dabei insbesondere in 
folgenden Aufgabenbereichen tätig: 

 
 Einbringung frauenspezifischer Belange in die Arbeit des Amtsausschusses, 

der Gemeindevertretungen der amtsangehörigen Gemeinden und der von der 

Amtsdirektorin oder dem Amtsdirektor geleiteten Verwaltung, 

 Prüfung von Verwaltungsvorlagen auf ihre Auswirkungen für Frauen, 

 Mitarbeit an Initiativen zur Verbesserung der Situation von Frauen im Amt, 

 Anbieten von Sprechstunden und Beratung für hilfesuchende Frauen, 

 Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen Gruppen, Institutionen, Betrieben und 

Behörden, um frauenspezifische Belange wahrzunehmen. 

 

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte unterliegt der allgemeinen Dienstaufsicht der 
Amtsdirektorin oder des Amtsdirektors; sie ist in Ausübung ihrer Tätigkeit an fach-
liche Weisungen der Amtsdirektorin oder des Amtsdirektors nicht gebunden. 

 
(4) Die Amtsdirektorin oder der Amtsdirektor hat die Gleichstellungsbeauftragte im 

Rahmen ihres Aufgabenbereiches an allen Vorhaben so frühzeitig zu beteiligen, 
dass deren Initiativen, Anregungen, Vorschläge, Bedenken oder sonstige 
Stellungnahmen berücksichtigt werden können. Dazu sind ihr die zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben notwendigen Unterlagen zur Kenntnis zu geben sowie erbetene 
Auskünfte zu erteilen. 

 
(5) Die Gleichstellungsbeauftragte kann in ihrem Aufgabenbereich eigene Öffentlich-

keitsarbeit betreiben. Dabei ist sie an Weisungen nicht gebunden. Sie kann an 
den Sitzungen des Amtsausschusses und der Ausschüsse teilnehmen. Dies gilt 
auch für nichtöffentliche Teile von Sitzungen. Zeit, Ort und Tagesordnung der 
Sitzungen sind ihr rechtzeitig bekannt zu geben. In Angelegenheiten ihres Auf-
gabenbereichs ist ihr auf Wunsch das Wort zu erteilen. 
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§ 9 
Ständige Ausschüsse 

(zu beachten: §§ 10 a, 15 d AO i. V. m. § 45 b GO) 

(1) Der folgende ständige Ausschuss wird gebildet: 

a) Hauptausschuss: 

Zusammensetzung: 7 Bürgermeister / -in sowie der/die Amtsdirektor / -in 
ohne Stimmrecht. 

Aufgabengebiet:  Aufgaben gem. § 15 d AO i. V. m. § 45 b GO,  
Finanzwesen, 
Jahresrechnung und Jahresprüfung, 
Personalangelegenheiten, 
Grundstücksangelegenheiten. 
 

(2) Jedes Ausschussmitglied hat eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter. Die 
Stellvertretenden vertreten die Ausschussmitglieder im Verhinderungsfall. 
 

(3) Dem Hauptausschuss wird die Entscheidung über die Befangenheit seiner Mit-
glieder und der nach § 10 a Abs. 4 Satz 4 AO an den Ausschusssitzungen teil-
nehmenden Mitglieder des Amtsausschusses übertragen. 

 

§ 10 
Verarbeitung personenbezogener Daten 

(zu beachten: Datenschutz-Grundverordnung, Landesdatenschutzgesetz 
Schleswig-Holstein, Mitteilungsverordnung in Verbindung mit § 93 a Abgaben-

ordnung, § 32 Absatz 4 GO) 
 

(1) Das Amt verarbeitet Namen, Anschrift, Funktion, Fraktionszugehörigkeit und 
Tätigkeitsdauer der Mitglieder des Amtsausschusses, der Ausschüsse sowie der 
Gemeindevertretungen der amtsangehörigen Gemeinden zu allen mit der Aus-
übung des Mandats verbundenen Zwecken. Die Daten werden auch nach Aus-
scheiden aus dem Amt zu archivarischen Zwecken weiterverarbeitet. Dies gilt nicht 
für die Anschrift. 
 

(2) Darüber hinaus verarbeitet das Amt die Anschrift und die Kontoverbindung der in 
Absatz 1 genannten Personen für den Zweck der Zahlung von Entschädigungen. 
Eine Übermittlung der Daten an das zuständige Finanzamt erfolgt gemäß der 
Mitteilungsverordnung in Verbindung mit § 93a Abgabenordnung. Eine 
darüberhinausgehende Übermittlung an Dritte findet nicht statt. 
 

(3) Für den Zweck, Gratulationen auszusprechen, kann das Amt auch das Geburts-
datum der in Absatz 1 genannten Personen verarbeiten, soweit hierfür die Ein-
willigung der betroffenen Person vorliegt. 
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(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für ehrenamtlich Tätige. 
 

(5) Die Daten nach Absatz 1 werden vom Amt in geeigneter Weise veröffentlicht, so-
weit dies nach § 32 Absatz 4 Gemeindeordnung zulässig ist. 

 

§ 11 
Verträge nach § 24 a AO in Verbindung mit § 29 Absatz 2 GO 

(zu beachten: § 24 a AO, § 29 Absatz 2 GO) 
 

(1) Verträge des Amtes mit Mitgliedern des Amtsausschusses, stellvertretenden Mit-
gliedern des Amtsausschusses oder Personen nach § 10 a Absatz 2 der Amts-
ordnung Schleswig-Holstein sowie mit juristischen Personen, an denen die vor-
genannten Personen beteiligt sind, sind ohne Genehmigung des Amts-
ausschusses rechtsverbindlich, wenn der Auftragswert 5.000 Euro, bei wieder-
kehrenden Leistungen 1.000 Euro monatlich, nicht übersteigt. 
 

(2) Ist dem Abschluss eines Vertrages eine Ausschreibung vorausgegangen und ist 
der Zuschlag unter Anwendung der für die jeweilige Auftragsart geltenden 
vergaberechtlichen Vorschriften erteilt worden, so ist der Vertrag ebenfalls ohne 
Genehmigung des Amtsausschusses rechtsverbindlich, sofern der Auftragswert 
5.000 Euro, bei wiederkehrenden Leistungen 1.000 Euro monatlich, nicht über-
steigt. 

 

§ 12 
Verpflichtungserklärungen 

(zu beachten: § 24 a AO in Verbindung mit § 56 Absatz 2 und 3 GO) 
 

Verpflichtungserklärungen zu Geschäften, deren Wert 10.000 EUR, bei wieder-
kehrenden Leistungen 1.000 EUR monatlich, nicht übersteigt, sind rechtsverbindlich, 
auch wenn sie nicht den Formvorschriften des § 24 a AO in Verbindung mit § 56 Absatz 
2 und 3 GO entsprechen. 
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§ 13 
Veröffentlichungen 

(zu beachten: Bekanntmachungsverordnung) 
 

(1) Satzungen des Amtes Eiderkanal werden durch Abdruck im amtlichen  Bekannt-
machungsblatt des Amtes Eiderkanal veröffentlicht. Es trägt die Bezeichnung 
„Bekanntmachungsblatt des Amtes Eiderkanal“ und erscheint jeden Freitag, sofern 
Veröffentlichungen vorliegen; bei dringendem und unaufschiebbarem Bekannt-
machungsbedarf kann das Bekanntmachungsblatt auch an einem anderen 
Wochentag erscheinen. Fällt das Erscheinungsdatum auf einen Feiertag, so er-
scheint das Bekanntmachungsblatt am davor liegenden Werktag. 
 

(2) Das Bekanntmachungsblatt ist kostenlos bei der Amtsverwaltung Osterrönfeld, 
Schulstraße 36, oder in Schacht-Audorf, Kieler Straße 25, erhältlich. Es kann au-
ßerdem im Internet unter der Adresse www.amt-eiderkanal.de eingesehen wer-
den. 
 

(3) Das Bekanntmachungsblatt kann auch kostenlos als Newsletter abonniert werden. 
 

(4) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Plänen und Verzeichnissen ist 
in der Form des Absatzes 1 hinzuweisen. Die Auslegungsfrist beträgt einen Monat, 
soweit nicht gesetzlich etwas anderes bestimmt ist. Beginn und Ende der Aus-
legung sind auf dem ausgelegten Exemplar mit Unterschrift und Dienstsiegel zu 
vermerken. 
 

(5) Andere gesetzlich vorgeschriebene öffentliche Bekanntmachungen erfolgen eben-
falls in der Form des Absatzes 1, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist. 

 

§ 14 
Inkrafttreten 

(zu beachten: § 24 a AO i. V. m. § 4 Abs.1 GO) 
 

Diese Hauptsatzung tritt zum 01.01.2027 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung 
des Amtes Eiderkanal vom 30.11.2018 in der derzeit geltenden Fassung außer Kraft. 

Die Genehmigung nach § 24 a der Amtsordnung in Verbindung mit § 4 Abs.1 der 
Gemeindeordnung wurde durch Verfügung des Landrates des Kreises Rendsburg-
Eckernförde am 12.06.2026 erteilt. 

Die vorstehende Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen. 

 

Osterrönfeld, den 16.06.2026  gez. Volquardts 

Ort und Datum  
 

Hans-Georg Volquardts 
Amtsvorsteher 
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4. Satzung zur Änderung der Satzung der Gemeinde Rade bei Rendsburg über 
Entschädigungen in kommunalen Ehrenämtern (Entschädigungssatzung) 

______________________________________________________________________ 
 
Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2, § 24 Abs. 1 bis 5 der Gemeindeordnung für 
Schleswig-Holstein in der Fassung vom 28.02.2003 (Gemeindeordnung – GO, GVOBl. 
2003, S.57), zuletzt geändert durch Art. 1 Ges. vom 25.07.2025 (GVOBl. 2025, Nr. 121), 
der Landesverordnung über Entschädigungen in kommunalen Ehrenämtern in der  
Fassung vom 29.03.2023 (Entschädigungsverordnung – EntschVO, GVOBl. 2023, S. 
215), zuletzt geändert durch LVO vom 10.11.2025 (GVOBl. 2025, Nr. 152), § 32 Abs. 1 
bis 6 des Gesetzes über den Brandschutz und die Hilfeleistungen der Feuerwehren in 
der Fassung vom 10.02.1996 (Brandschutzgesetz – BrSchG, GVOBl. 1996, S. 200), 
zuletzt geändert durch Art. 2 Ges. vom 20.03.2024 (GVOBl. S. 445, 452), der 
Landesverordnung über die Entschädigung der Wehrführungen der freiwilligen 
Feuerwehren und ihrer Stellvertretungen in der Fassung vom 12.11.2024 
(Entschädigungsverordnung freiwillige Feuerwehren – EntschVOfF, GVOBl. 2024, S. 
832), der Richtlinie über die Entschädigung von Mitgliedern der freiwilligen Feuerwehren 
und der Pflichtfeuerwehren in der Fassung vom 08.05.2024 (Entschädigungsrichtlinie – 
EntschRichtl-fF, Amtsblatt SH 2024, S. 867) wird nach Beschlussfassung durch die 
Gemeindevertretung vom 15. Juni 2026 die folgende 4. Satzung zur Änderung der 
Satzung der Gemeinde Rade bei Rendsburg über Entschädigungen in kommunalen 
Ehrenämtern (Entschädigungssatzung) erlassen: 
 

Artikel 1 
 
§ 1 wird um den Abs. 4 wie folgt ergänzt: 
 

§ 1 
Entschädigungen 

 
Abs. 1 bis 3 bleiben unverändert. 
 
(4) Die Entschädigungen nach § 3 (Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter, 

 bürgerliche Mitglieder, § 4 (Ausschussvorsitzende) sowie § 5 
(Gleichstellungsbeauftragte) werden auf volle EUR aufgerundet. 

 
§ 3 wird wie folgt geändert: 

§ 3 
Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter, 

bürgerliche Mitglieder 
 
(1) Die Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter erhalten nach Maßgabe der 

Landesverordnung über Entschädigungen in kommunalen Ehrenämtern 
(Entschädigungsverordnung – EntschVO) ein Sitzungsgeld als Entschädigung für 
die Teilnahme an Sitzungen der Gemeindevertretung und der Ausschüsse, in die 
sie gewählt sind. Das Sitzungsgeld wird gewährt in Höhe von 50% des jeweiligen 
Höchstsatzes der Entschädigungsverordnung je Sitzung.  

 
(2) Die nicht der Gemeindevertretung angehörenden Mitglieder der Ausschüsse 

erhalten nach Maßgabe der Landesverordnung über Entschädigungen in 
kommunalen Ehrenämtern (Entschädigungsverordnung – EntschVO) ein 
Sitzungsgeld als Entschädigung für die Teilnahme an Sitzungen der 
Gemeindevertretung und der Ausschüsse, in die sie gewählt sind. Das 
Sitzungsgeld wird gewährt in Höhe von 50% des jeweiligen Höchstsatzes der 
Entschädigungsverordnung je Sitzung.  
 

212



Abs. 3 wird gestrichen.  
Dadurch wird der bisherige Abs. 4 nunmehr Abs. 3, der wie folgt geändert wird: 
 
(3) Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter sowie die nicht der 

Gemeindevertretung angehörenden Mitglieder der Ausschüsse erhalten nach 
Maßgabe der Landesverordnung über Entschädigungen in kommunalen 
Ehrenämtern (Entschädigungsverordnung – EntschVO) ein Sitzungsgeld als 
Entschädigung für die Teilnahme an Fraktionssitzungen. Das Sitzungsgeld wird 
gewährt in Höhe von 10% des jeweiligen Höchstsatzes der 
Entschädigungsverordnung je Sitzung.  

 
Abs. 4 wird gestrichen.  
 
§ 5 wird wie folgt geändert: 
 

§ 5 
Gleichstellungsbeauftragte 

 
Die ehrenamtliche Gleichstellungsbeauftragte des Amtes Eiderkanal erhält nach 
Maßgabe der Landesverordnung über Entschädigungen in kommunalen Ehrenämtern 
(Entschädigungsverordnung – EntschVO) für die Teilnahme an Sitzungen der 
Gemeindevertretung und der Ausschüsse ein Sitzungsgeld in Höhe von 20% des 
jeweiligen Höchstsatzes der Entschädigungsverordnung je Sitzung. Satz 1 gilt im Falle 
der Verhinderung der Gleichstellungsbeauftragten für ihre Stellvertreterin entsprechend. 
 
 

Artikel 2 
 
Diese Änderungssatzung tritt rückwirkend zum 1. Januar 2026 in Kraft. 
 
 
Rade b. Rendsburg, 15.06.2026 
 
gez. Lütje 
 
(Hans Stephan Lütje) 
Bürgermeister 
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        Seite 2 

 

Gemeinde Ostenfeld/ Rendsburg 
Gemeindevertretung 
- Der Bürgermeister - 

 B E K A N N T M A C H U N G  
 

 
Ich lade Sie recht herzlich zu der am 
 

Montag, 29. Juni 2026 um 19:00 Uhr  
 

im Bürgerzentrum "Alte Schule", Dorfstr. 8, 24790 Ostenfeld/R., 
stattfindenden öffentlichen Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Ostenfeld ein. 

 
T A G E S O R D N U N G: 
 
 Öffentlicher Teil 

1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung, 
der Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit 

2. Änderungs- und Ergänzungsanträge zur Tagesordnung, Beschlussfassung über die 
Tagesordnung und evtl. Anträge auf Ausschluss der Öffentlichkeit gem. § 35 II GO SH

3. Beschlussfassung über evtl. Einwendungen gegen die Niederschrift der Sitzung 
vom 16.03.2026 

4. Mitteilungen des Bürgermeisters 

5. Mitteilungen der Ausschussvorsitzenden 

6. Einwohnerfragestunde 

7. Beratung und Beschlussfassung über die 5. Änderung der Satzung der Gemeinde 
Ostenfeld bei Rendsburg über Entschädigungen in kommunalen Ehrenämtern 
(Entschädigungssatzung) 

8. Beratung und Beschlussfassung über die Annahme einer Spende für den 
plattdeutschen Nachmittag am 07.06.2026 

9. Beratung und Beschlussfassung über die Leitlinien für das Ostenfelder Dorfblatt 

10. Beratung und Beschlussfassung über die Aufstellung einer Bäckerbox 
(Brötchen-/Brotautomaten) 

11. Informationen zum „Bau-Turbo" 

12. Beratung und Beschlussfassung über ein energetisches Sanierungskonzept für die 
„Alte Schule“ 

13. Beratung und Beschlussfassung über die Anschaffung eines Notstromaggregates für 
die Liegenschaft „Alte Schule“ und Teilnahme an der Sammelausschreibung 
„Netzersatzanlagen und mobiler Tankstellen“ der GM.SH 

14. Beratung und Beschlussfassung über die Erweiterung der Brunnenanlage 
„Alte Schule“ für den Katastrophenschutz 
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15. Beratung und Beschlussfassung über die Kommunale Wärmeplanung 
- Beantragung von Konnexitätsmitteln 

16. Bericht der Amtsverwaltung 

17. Mitteilungen und Anfragen der Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter 

  

 Voraussichtlich nicht öffentlicher Teil 

18. Vertragsangelegenheiten 

19. Personalangelegenheiten 

20. Bericht der Amtsverwaltung 

21. Mitteilungen und Anfragen der Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter 

  

 Öffentlicher Teil 

22. Bekanntgabe von in nicht öffentlicher Sitzung gefasster Beschlüsse 

23. Schließung der Sitzung 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 

 
gez. Haupt 

 

Wilhelm Haupt 
(Der Bürgermeister) 
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Gemeinde Haßmoor 
Gemeindevertretung 
- Die Bürgermeisterin - 

 B E K A N N T M A C H U N G  
 

 

Ich lade Sie recht herzlich zu der am 
 

Dienstag, 30. Juni 2026 um 19:30 Uhr  
 

im Feuerwehrgerätehaus, Hauptstr. 41, 24790 Haßmoor, 
stattfindenden öffentlichen Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Haßmoor ein. 

 
T A G E S O R D N U N G: 
 
 Öffentlicher Teil 

1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung, der 
Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit 

2. Änderungs- und Ergänzungsanträge zur Tagesordnung, Beschlussfassung über die 
Tagesordnung und evtl. Anträge auf Ausschluss der Öffentlichkeit gem. § 35 II GO SH 

3. Beschlussfassung über evtl. Einwendungen gegen die Niederschrift der Sitzung vom 
24.03.2026 

4. Mitteilungen der Bürgermeisterin 

5. Einwohnerfragestunde 

6. Beratung und Beschlussfassung über die Umstellung der Außenbeleuchtung am 
Feuerwehrgerätehaus auf LED-Technik 

7. Informationen zum "Bau-Turbo" 

8. Bericht der Amtsverwaltung 

9. Mitteilungen und Anfragen der Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter 
  

 Voraussichtlich nicht öffentlicher Teil 

10. Personalangelegenheiten - Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung der 
Stundenlöhne 

11. Bericht der Amtsverwaltung 

12. Mitteilungen und Anfragen der Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter 
  

 Öffentlicher Teil 

13. Bekanntgabe von in nicht öffentlicher Sitzung gefasster Beschlüsse 

14. Schließung der Sitzung 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 

gez. Ullrich 
 

 

Sylvia Ullrich 
(Die Bürgermeisterin)
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Gemeinde Schülldorf 
Gemeindevertretung 
- Die Bürgermeisterin - 

 B E K A N N T M A C H U N G  
 

 
Ich lade Sie recht herzlich zu der am 
 

Dienstag, 30. Juni 2026 um 19:30 Uhr  
 

im "Haus der Jugend", Dorfstr. 12a, 24790 Schülldorf, 
stattfindenden öffentlichen Sitzung der Gemeindevertretung der Gemeinde Schülldorf ein. 

 
T A G E S O R D N U N G: 
 
 Öffentlicher Teil 

1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Einladung, der 
Anwesenheit und der Beschlussfähigkeit 

2. Änderungs- und Ergänzungsanträge zur Tagesordnung, Beschlussfassung über die 
Tagesordnung und evtl. Anträge auf Ausschluss der Öffentlichkeit gem. § 35 II GO SH

3. Beschlussfassung über evtl. Einwendungen gegen die Niederschrift der Sitzung vom 
17.03.2026 

4. Mitteilungen der Bürgermeisterin 

5. Mitteilungen der Ausschussvorsitzenden 

6. Mitteilungen des Wehrführers 

7. Einwohnerfragestunde 

8. Sachstandsbericht über die finanzielle Situation und Perspektive für die Gemeinde 
Schülldorf 

9. Sachstandsbericht über die Maßnahme Feuerlöschbrunnen Uhlenhorst 

10. Beratung und Beschlussfassung über die Klarstellungs- und Ergänzungssatzung „Am 
See-Ost“; hier: Abwägungs- und Satzungsbeschluss 

11. Beratung und Beschlussfassung über die Erstellung einer Kostenvergleichsstudie der 
alternativen Standorte für die Errichtung eines Feuerwehrgerätehauses auf der 
gemeindeeigenen Fläche sowie auf einem zu erwerbenden Grundstück 

12. Beratung und Beschlussfassung über die Anschaffung eines Notstromaggregates für 
die Liegenschaft „Haus der Jugend“ und Teilnahme an der Sammelausschreibung 
„Netzersatzanlagen und mobiler Tankstellen“ der GM.SH 

13. Beratung und Beschlussfassung über die Straßen- und Wegesanierungsarbeiten 
(Oberflächenbehandlung, Fugen und Risssanierung) 

14. Beratung und Beschlussfassung über Maßnahmen der Regenwasserableitung in Ohe 
Richtung BAB-Brücke 
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15. Beratung und Beschlussfassung über die 4. Änderung der Satzung der Gemeinde 
Schülldorf über Entschädigungen in kommunalen Ehrenämtern 
(Entschädigungssatzung) 

16. Beratung und Beschlussfassung über die Entgeltordnung für die Nutzung des "Hauses 
der Jugend" sowie des Sportplatzes 

17. Informationen zum „Bau-Turbo“ 

18. Bericht der Amtsverwaltung 

19. Mitteilungen und Anfragen der Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter 

  

 Voraussichtlich nicht öffentlicher Teil 

20. Bericht der Amtsverwaltung 

21. Personalangelegenheiten - Beratung und Beschlussfassung über die Anpassung der 
Stundenlöhne 

22. Vertragsangelegenheiten - Beratung und Beschlussfassung über die Änderung des 
städtebaulichen Vertrages „B-Plan Nr. 3 – Windpark Ohe“ sowie den Nachtrag und 
den Wegenutzungsvertrag 

23. Mitteilungen und Anfragen der Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter 

  

 Öffentlicher Teil 

24. Bekanntgabe von in nicht öffentlicher Sitzung gefasster Beschlüsse 

25. Schließung der Sitzung 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 

gez. Höhling  

Gudrun Höhling 
(Die Bürgermeisterin) 
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                 Schacht-Audorf, 11.06.2026 

Presseinformation 20/2026 

 
Schacht-Audorf:  

Vollsperrung 24.06.2026 

 

Am 24. Juni 2026 wird der Abschnitt der Straße „Rader Weg“ in der Gemeinde Schacht-

Audorf, zwischen der Kreuzung Dresdner Straße sowie der Rütgersstraße aufgrund von 

Asphaltierungsarbeiten vollgesperrt. Die Vollsperrung ist für Fußgänger sowie Fahrradfahrer 

durchlässig. 

Für die zu erwartenden Beeinträchtigungen wird um Verständnis gebeten.   

     

Im Auftrag     Telefon:  04331 9474-59 
Fr. Winter               E-Mail:    s.winter@amt-eiderkanal.de 
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